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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BauGB § 250; BGB § 878 
Baulandmobilisierungsgesetz; Übersicht; In-
krafttreten des Umwandlungsverbots; maß-
geblicher Zeitpunkt; Begriff  der bereits be-
stehenden Wohngebäude; Nachweis gegenüber 
dem Grundbuchamt

I. Sachverhalt
Durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland vom 
14.6.2021 (Baulandmobilisierungsge se tz, vgl. BGBl.  I, 
S.  1802 vom 22.6.2021) hat der Gesetzgeber §  201a 
BauGB sowie § 250 BauGB neu in das Baugesetzbuch 
eingefügt und zahlreiche bestehende Vorschriften ge-
ändert. Gem. Art. 4 Baulandmobilisierungsgesetz trat 
das Gesetz am Tag nach seiner Verkündung, also am 
23.6.2021, in Kraft.

II. Fragen
1. Welche wesentlichen Änderungen ergeben sich 

durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland vom 
14.6.2021?

2. Am 15.6.2021 wurde eine Teilungserklärung samt 
Aufteilungsplänen und Abgeschlossenheitsbescheini-
gung beim Grundbuchamt zum Vollzug vorgelegt. Ist 
beim Vollzug der Teilungserklärung § 250 BauGB n. F. 
bereits zu berücksichtigen?

3. Was ist unter dem Begriff  des „bestehenden Wohn-
gebäudes“ i.  S.  d. §  250 Abs. 1 S. 1 BauGB n. F. zu 
verstehen?

4. Muss dem Grundbuchamt gegenüber nachgewiesen 
werden, dass ein Genehmigungs erfordernis nicht be-
steht, oder muss ggf. ein Negativattest vorgelegt werden?

III. Zur Rechtslage
1. Wesentliche Neuerungen durch das Baulandmo-
bilisierungsgesetz
a) Defi nition und Festlegung eines „angespannten 
Wohnungsmarkts“
Eine zentrale Neuregelung des Gesetzes fi ndet sich in 
§ 201a BauGB. Dort werden die Landesregierungen er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Gebiete mit einem 
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ange spannten Wohnungsmarkt zu bestimmen. Ein 
Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt liegt 
nach der Defi nition des Gesetzes vor, wenn die ausrei-
chende Ver sorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen in einer Gemeinde oder einem Teil der Gemeinde 
zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. 
Eine Rechtsfolge ordnet § 201a BauGB selbst nicht an. 
Solche ergeben sich vielmehr aus anderen Bestimmun-
gen des BauGB (insb. § 25 Abs. 1 Nr. 3 BauGB). Der 
neu eingefügte §  250 BauGB wiederum baut auf der 
Defi nition des § 201a BauGB auf, sieht aber vor, dass 
die Rechtsverordnung nach § 201a BauGB nicht auch 
das Genehmigungserfordernis des §  250 BauGB aus-
löst. Erforderlich ist vielmehr eine eigene Anordnung 
durch Rechts verordnung der Landesregierung (§  250 
Abs. 1 S. 3 BauGB).

b) Erweiterung der Vorkaufsrechte der Gemeinde
Das besondere Vorkaufsrecht gem. § 25 Abs. 1 BauGB 
wird um eine Nr. 3 erweitert, wonach die Gemeinde 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplans an brach-
liegenden Grundstücken oder für im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile (§ 34) an unbebauten oder brachlie-
genden Grundstücken durch Satzung ihr Vorkaufs-
recht begründen kann, wenn diese vorwiegend mit 
Wohngebäuden bebaut werden können und es sich um 
ein nach § 201a BauGB bestimmtes Gebiet mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt handelt.

Für das preislimitierte Vorkaufsrecht gem. § 28 
Abs. 3 S. 1 BauGB genügt nach der Neufassung allein, 
dass der vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert über-
steigt. Eine Überschreitung in einer dem Rechtsverkehr 
„deutlich erkennbaren Weise“ ist nicht mehr notwendig. 
Die Gemeinde kann in der Konsequenz bei einer Über-
schreitung des Verkehrswerts den zu zahlenden Betrag 
stets nach dem Verkehrswert des Grundstücks zum 
Zeitpunkt des Kaufs bestimmen.

Zudem wurde die Ausübungsfrist für das Vorkaufs-
recht von zwei auf drei Monate verlängert (§ 28 
Abs. 2 S. 1 BauGB).

c) Genehmigungserfordernis bei Aufteilung in Woh-
nungs- oder Teileigentum
Die Bildung von Wohnungs- oder Teileigentum an 
bestehenden Gebäuden in angespannten Wohnungs-
märkten wird künftig von einer Genehmigung ab-
hängig gemacht, sofern die Landesregierung diese Ge-
biete durch (weitere) Rechtsverordnung zu Gebieten 
bestimmt hat, in denen aufgrund des § 250 Abs. 1 S. 1 
BauGB ein Genehmigungsvorbehalt besteht (§  250 
Abs.  1 S. 3 BauGB). Das Genehmigungserfordernis 
greift jedoch nicht, wenn das Wohngebäude nicht mehr 
als fünf Wohnungen enthält. Die Landesregierungen 

sind ermächtigt, diese Anzahl in einem Bereich von 
drei bis 15 Wohnungen durch Rechtsverordnung ab-
weichend zu regeln. 

Für bestimmte Tatbestände ist in § 250 Abs. 3 BauGB 
vorgesehen, dass die Genehmigung zwingend zu ertei-
len ist. Dies gilt bspw. bei der Aufteilung eines Nach-
lassgrundstücks zugunsten von Miterben (Nr. 1), der 
Veräußerung zur eigenen Nutzung an Familienangehö-
rige (Nr. 2) und der Veräußerung an Mieter (Nr. 3). Die 
Genehmigung ist zudem zwingend zu erteilen, wenn 
ohne die Genehmigung Ansprüche Dritter auf Übertra-
gung von Wohnungs- oder Teileigentum nicht erfüllt 
werden könnten, zu deren Sicherung vor Wirksamwer-
den des Genehmigungsvorbehalts bereits eine Vormer-
kung im Grundbuch eingetragen ist (Nr. 5). §  250 
Abs. 3 Nr. 4 BauGB enthält einen Auff ang tatbestand, 
wonach die Genehmigung zu erteilen ist, wenn unter 
Berücksichtigung des Allgemeinwohls ein Absehen von 
der Begründung von Wohnung- oder Teileigentum 
nicht mehr zumutbar ist.

2. Geltung des Umwandlungsverbotes bei Einrei-
chung der Teilungserklärung vor In krafttreten des 
§ 250 BauGB
Von besonderer Bedeutung für die notarielle Praxis ist 
die Frage, wie mit „Altfäll en“ umzu gehen ist, d. h. mit 
Fällen, bei denen die Aufteilung in Wohnungs- oder 
Teileigentum bereits beurkundet und beim Grundbuch-
amt zum Vollzug eingereicht wurde. Durch die teilweise 
lange Bearbeitungszeit bei den Grundbuchämtern kann 
es hier zu Überschneidungen kommen. Eine Über-
gangsregelung für solche Fälle enthält das Bauland-
mobilisierungsgesetz nicht. Betroff en sind auch Fälle, 
in denen die Teilungserklärung nach Inkrafttreten des 
Bau landmobilisierungsgesetzes, aber vor Inkrafttreten 
der Rechtsverordnung gem. § 250 Abs. 1 S. 3 BauGB 
zum Vollzug vorgelegt wird. Es stellt sich insbesondere 
die Frage, ob für diese Fälle § 878 BGB Geltung bean-
spruchen kann.

Mit Blick auf § 172 BauGB, also für die Aufteilung im 
Bereich einer Erhaltungssatzung, hat der V. Zivilsenat 
des BGH bereits im Jahr 2016 entschieden, dass § 878 
BGB auf die Teilung des Grundstückseigentümers nach 
§ 8 Abs. 1 WEG entsprechend anwendbar sei (BGH 
NJW 2017, 1546). Eine Analogie sei erforderlich, weil 
die Norm nach ihrem Wortlaut nur auf Verfügungen 
Anwendung fi nde, an denen ein anderer beteiligt sei. 
Die Aufteilung eines Grundstücks gemäß §  8 WEG 
stelle jedoch eine „Eigenverfügung“ dar, so dass die Vor-
schrift keine unmittelbare Anwendung fi nde. Die Rege-
lungslücke bestehe darin, dass die Vorschrift des § 878 
BGB nicht sämtliche Verfügungen an einem Grund-
stück erfasse, sondern nur Verfügungen, an denen ein 
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anderer als der Grundstückseigentümer selbst beteiligt 
sei (BGH NJW 2017, 1546 Rn. 14). Das Schutzbedürf-
nis bestehe bei der Aufteilung in Wohnungseigentum 
gemäß § 8 WEG in gleicher Weise, da auch sie erst mit 
der Eintragung in das Grundbuch wirksam werde und 
bis zu diesem Zeitpunkt die Teilungserklärung keinerlei 
materiell-rechtliche Wirkung entfalte (BGH NJW 2017, 
1546 Rn. 17). Damit sei der Grundstückseigentümer in 
gleicher Weise wie bei den von § 878 BGB unmittelbar 
geregelten Fällen auf die Tätigkeit des Grundbuchamts 
angewiesen und unterliege den damit verbundenen, von 
ihm nicht zu beeinfl ussenden Verzögerungen.

Da sich im Gesetz keine abweichende Regelung für 
das Genehmigungserfordernis nach § 172 Abs.  1 S.  4 
BauGB fi ndet, wendet der BGH § 878 BGB analog auch 
auf ein Genehmigungserfordernis an, das sich erst nach 
Stellung des Vollzugsantrags ergibt (BGH NJW  2017, 
1546). Diese Rechtsprechung hat derselbe Senat im 
Jahr 2019 erneut bestätigt (BGH NJW-RR 2020, 395, 
396 Rn. 11).

Denkt man diese Rechtsprechung konsequent fort, 
müsste sie ebenfalls für das Genehmigungs erfordernis 
gem. §  250 Abs.  1 BauGB Wirkung entfalten. Denn 
auch in diesem Fall ist der Grundstückseigentümer von 
der Geschwindigkeit der Bearbeitung beim Grundbuch-
amt abhängig. Diese Abhängigkeit will der BGH mit 
seiner oben dargestellten Rechtsprechung entschärfen.

Dies hätte zur Folge, dass ein Vollzugsantrag einer 
Teilungserklärung beim Grundbuchamt, der noch vor 
dem Inkrafttreten des Baulandmobilisierungsgesetzes 
gestellt worden ist, zu vollziehen wäre und das nach-
träglich eingeführte Genehmigungserfordernis keine 
Auswirkung auf die bereits beantragte Teilung hätte. 
Dies müsste zudem gelten, wenn der Antrag zwar nach 
dem Inkrafttreten des Baulandmobilisierungsgeset-
zes, aber vor Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach 
§ 250 Abs. 1 S. 3 BauGB gestellt wird. Denn ein ma-
teriell-rechtliches Genehmigungserfordernis besteht erst 
nach Inkrafttreten einer Rechtsverordnung i. S. v. § 250 
Abs. 1 S. 3 BauGB.

Grundsätzlich steht es dem Gesetzgeber mit Blick auf 
§ 878 BGB frei, für einzelne Ver fügungsbeschränkungen 
eine von dieser Norm abweichende Regelung zu treff en 
(BGH NJW 2017, 1546 Rn. 20). Der Gesetzgeber hätte 
daher anordnen können, dass die neue Verfügungsbe-
schränkung des §  250 Abs.  1 S.  1 BauGB n.  F. auch 
ohne Rücksicht auf § 878 BGB gelten soll. Da dies nicht 
geschehen ist, ist wohl davon auszugehen, dass die Stel-
lung des Vollzugsantrags vor Inkrafttreten der Rechts-
verordnung nach § 250 Abs. 1 S. 3 BauGB dazu führt, 
dass das Umwandlungsverbot für diese Fälle nicht gilt. 

Da Recht sprechung zu der Neuregelung naturgemäß 
noch nicht vorliegt, verbleibt für die Praxis freilich eine 
gewisse Rechtsunsicherheit.

3. Zum Begriff  der „bestehenden Wohngebäude“ 
i. S. d. § 250 Abs. 1 S. 1 BauGB
Gem. §  250 Abs. 1 S. 1 BauGB wird die Genehmi-
gungspfl icht in Gebieten mit ange spannten Wohnungs-
märkten nur bei „Wohngebäuden, die bereits am Tag 
des Inkrafttretens der Rechtsverordnung nach Satz 3 
bestanden“ angeordnet, d. h insb. nicht für N eubauten. 
Der Regierungsentwurf hatte insofern noch von einer 
Genehmigungspfl icht „bei bereits bestehenden Wohn-
gebäuden“ gesprochen (vgl. BT-Drucks. 19/24838, 13). 
Der nunmehr Gesetz gewordene Wortlaut ist aufgrund  
der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bau, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen geändert 
worden und sollte wohl einer Klarstellung dieses Tatbe-
standsmerkmals dienen. Klarheit ist insofern jedoch nur 
bzgl. des relevanten Zeitpunktes (der Tag des Inkraft-
tretens der Rechtsverordnung nach §  250 Abs. 1 S.  3 
BauGB) geschaff en worden, nicht jedoch zu der Frage, 
wann ein Wohngebäude i. S. d. Norm bereits „bestand“. 
Eine nähere Konkretisie rung fi ndet sich im Gesetzes-
wortlaut nicht – anders als beispielsweise bei der Her-
ausnahme von Neubauten aus dem Anwendungsbereich 
der sog. Mietpreisbremse in § 556f S. 1 BGB, der von 
einer Wohnung spricht, die nach dem 1.10.2014 erstmals 
genutzt und vermietet wird.

Ein § 250 Abs. 1 S. 1 BauGB vergleichbarer Wortlaut 
wird in dem ebenfalls neu eingefügten § 246 Abs. 12 
S. 2 und 3 BauGB verwendet („Fortsetzung der zuvor 
ausgeübten Nutzung einer bestehenden baulichen Anla-
ge“, Hervorhebung durch das DNotI). Während in die-
ser Norm nach dem Wortlaut jedenfalls eine tatsäch-
liche Nutzung und damit Nutzbarkeit vo rausgesetzt 
wird, fi nden sich bzgl. § 250 Abs. 1 S. 1 BauGB solche 
Anhaltspunkte nicht. Gleichwohl dürfte es nahelie-
gen, dass dem Gesetzgeber auch bzgl. der bestehenden 
Wohnge bäude in § 250 Abs. 1 S. 1 BauGB jedenfalls 
solche vor Augen standen, die am Tag des Inkraft-
tretens der Rechtsverordnung nach §  250 Abs. 1 S. 3 
BauGB nutzbar, d.  h. u.  E. mindestens bezugsfer-
tig, nicht jedoch zwingend (vollständig) fertiggestellt 
waren.

Die Regierungsbegründung liefert insofern keine weite-
ren Hinweise, indem sie allein ver lautbart:

„Die Vorschrift gilt daher nur bei bestehenden Wohnge-
bäuden. Die Aufteilung eines Neubaus in Wohnungs- und 
Teileigentum wird nicht erfasst.“ 

(BT-Drucks. 19/24838, 32)
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Wann jedoch ein bestehendes Wohngebäude oder ein 
Neubau in diesem Sinne vorliegt, wird nicht weiter aus-
geführt. Während also nach dem Tag des Inkrafttretens 
der Ver ordnung begonnene Bauvorhaben wohl unpro-
blematisch nicht der Genehmigungspfl icht unterfallen 
dürften, verbleibt für Wohngebäude, deren Errich-
tung bei Inkrafttreten be reits begonnen war, die aber 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht nutzbar waren, un-
klar, ob sie der Genehmigungspfl icht unterfallen. Auch 
wenn eine Begründung von Wohnungs- und Teileigen-
tum bereits vor Errichtung eines Wohngebäudes mög-
lich ist, dürfte eine Vorverlagerung des Bestehens eines 
Wohngebäudes auf einen früheren Zeitpunkt als jenen 
der (erstmaligen) Nutzbarkeit schwer vertretbar sein.

Für ein solches Verständnis spricht letztlich auch der 
allgemeine Sprachgebrauch. Unter „bestehen“ dürfte in 
hiesi gem Zusammenhang insofern „da oder vorhanden 
sein; existieren“ verstanden werden, wobei ein existie-
rendes Wohngebäude allgemein wohl erst mit dessen 
Nutzbarkeit angenommen werden dürfte, während da-
vor noch von dessen „Errichtung“ gesprochen werden 
müsste.

Auch der Sinn und Zweck der Vorschrift stützt letztlich 
ein solches Verständnis. Die Vorschrift soll verhindern, 
dass Bestandsgebäude als einzelne Eigentumswoh-
nungen veräußert und damit dem Mietwohnungs-
markt entzogen werden. Neubauten sollen von dieser 
Genehmigungspfl icht ausgenommen werden, um den 
Anreiz, weiteren Wohnraum zu errichten, nicht zu 
konterkarieren. Diese „Anreizwirkung“ kann aber erst 
dann entfallen, wenn der Wohnraum tatsächlich (zu-
mindest theoretisch) als Mietwohnung dem Markt zur 
Verfügung steht. Denn vor diesem Zeitpunkt ist das 
Gebäude zur Schaff ung von Wohnraum „nutzlos“. Eine 
Anknüpfung an die tatsächliche Nutzbarkeit scheint 
deshalb auch nach dem Sinn und Zweck der Regelung 
geboten.

Im Ergebnis würden wir davon ausgehen, dass ein „Be-
standsgebäude“ erst vorliegt, wenn die Bezugsfertigkeit 
(d. h. eine dem Wohnzweck entsprechende Nutzbarkeit) 
gegeben ist und bei noch fehlender Bezugsfertigkeit 
von einem „Neubau“ auszugehen ist, für den das Ge-
nehmigungserfordernis nicht greift. Gleichwohl weisen 
wir darauf hin, dass die hier vertretene Annahme, das 
„Bestehen“ eines Wohngebäudes setze mindestens des-
sen Bezugsfertigkeit als solche voraus, mangels Anhalts-
punkten in den Gesetzes materialien als keineswegs 
gesichert zu bezeichnen ist, zumal sich auch das Be-
griff sverständnis der „Bezugsfertigkeit“ nicht nach einer 
gesetzlichen Defi nition, sondern nach der Verkehrsan-
schauung richtet. Es dürfte sich dementsprechend eine 
möglichst frühzeitige Aufteilung empfehlen.

4. Nachweis des (Nicht-)Bestehens der Genehmi-
gungspfl icht gem. § 250 Abs. 5 S. 1 BauGB
Gem. § 250 Abs. 5 S. 1 BauGB darf das Grundbuch-
amt Eintragungen in das Grundbuch bei einem Grund-
stück, das im Geltungsbereich einer Rechtsverord-
nung nach § 250 Abs. 1 S. 3 BauGB liegt, nur dann 
vornehmen, wenn ihm die Genehmigung oder das 
Nichtbestehen der Genehmigungspfl icht nachge-
wiesen ist. Das Erfordernis de s Nachweises auch des 
Nichtbestehens der Genehmigungspfl icht ist erst auf-
grund der Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen in 
den Wortlaut der Norm aufgenommen worden (vgl. BT-
Drucks. 19/29396, 31).

Es stellt sich dabei die Frage, ob der Nachweis des 
„Nichtbestehens der Genehmigungspfl icht“ sich im 
konkreten Einzelfall darauf bezieht, ob ein Grund-
stück im Geltungsbereich einer Verordnung nach § 250 
Abs. 1 S. 3 BauGB liegt, oder ob damit gemeint ist, dass 
bei im Geltungsbereich der Rechtsverordnung liegen-
den Grundstücken die Voraussetzungen der Genehmi-
gungspfl icht nicht vorliegen (also bspw. eine Aufteilung 
in weniger als fünf Wohnungen oder das Nichtbeste-
hen des Gebäudes zur Zeit der Aufteilung).

Ausweislich der Begründung des Regierungsentwurfs 
ist die Norm §  22 Abs. 6 S. 1 BauGB nachgebildet 
(vgl. BT-Drucks. 19/24838, 33). Die Grundbuchsper-
re gem. §  22 Abs. 6 S. 1 BauGB betriff t die Geneh-
migungspfl icht zur Begründung oder Teilung von 
Wohnungs- oder Teileigentum etc. in Gebieten mit 
Frem denverkehrsfunktion (§  22 Abs. 1 BauGB, 
sog. Fremdenverkehrssatzung), welche als Vorbild 
für §  250 Abs. 5 S. 1 BauGB diente, und führte in 
der Praxis zu erheblichen Nachweisproblemen. Dies 
nahm der Gesetzgeber zum Anlass, im Rahmen des 
Euro parechtsan passungsgesetzes Bau vom 24.6.2004 
(BGBl. I, S. 1359) Regelungen zur Ver einfachung des 
Grundbuchverfahrens bzgl. §  22 Abs. 6 S. 1 BauGB 
zu schaff en. Denn teil weise sei von den Grundbuch-
ämtern in jedem Fall der Begründung oder Teilung 
von Wohnungs- oder Teileigentum die Vorlage einer 
Genehmigung oder eines Negativattes tes im Hinblick 
auf §  22 BauGB verlangt worden, selbst wenn keine 
Fremdenverkehrssat zung erlassen worden war (so die 
Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 15/2250, 52 f.). Um 
ein solches Vorgehen entbehr lich zu machen, wurde in 
§  22 Abs. 2 S. 3 und 4 BauGB vorgesehen, dass das 
Grundbuchamt durch die Mitteilung des Satzungs-
beschlusses, des Datums ihres Inkrafttretens und der 
hiervon betroff enen Grundstücke durch die Gemeinde 
von dem Ge nehmigungsvorbehalt in Kenntnis gesetzt 
wird. Nur in diesen Fällen solle es zur Eintragung der 
Rechte nach dem WEG der Vorlage eines Genehmi-
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gungsbescheides oder eines Negati vattestes bedürfen, 
allen andere Fälle sind dagegen von einem konkreten 
Nachweiserfordernis befreit (Söfker, in: Ernst/Zinkahn/
Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 141. EL, Std.: 2/2021, 
§ 22 Rn. 7a). Eine entsprechende Mitteilungspfl icht für 
die Aufhebung des Genehmigungsvorbehalts enthält 
§ 22 Abs. 8 S. 2 bis 4 BauGB.

Das Fehlen einer mit § 22 Abs. 2 S. 3 und 4, Abs. 8 S. 2 
bis 4 BauGB vergleichbaren Regelung für die Rechts-
verordnungen nach § 250 Abs. 1 S. 3 BauGB könnte 
auf den ersten Blick darauf hindeuten, dass bzgl. der Fra-
ge, ob ein Grundstück im Geltungsbereich einer solchen 
Verordnung liegt, stets ein Nachweis in Form entweder 
einer Genehmigung oder eines entsprechenden Nega-
tivattests erforderlich ist. Dagegen spricht jedoch der 
eindeutige Wortlaut von § 250 Abs. 5 S. 1 BauGB, der 
explizit einen Nachweis für das Nichtbestehen der Ge-
nehmigungspfl icht nur fordert, wenn das Grundstück 
„im Geltungsbereich einer Rechtsverordnung liegt“.

Gegen das Erfordernis eines Nachweises, dass das 
Grundstück nicht im Geltungsbereich einer entspre-
chenden Verordnung liegt, spricht zudem, dass der Hin-
tergrund der Regelung in § 22 Abs. 6 S. 1 BauGB ein 
anderer ist. Die Fremdenverkehrssatzungen i. S. v. § 22 
Abs. 1 BauGB werden durch die Gemeinden erlassen 
und deren Bekanntmachung gelangt dem Grundbuch-
amt möglicherweise nicht hinreichend zur Kenntnis. 
Bei der Verordnung nach §  250 Abs. 1 S. 3 BauGB 
handelt es sich jedoch um eine Rechtsverordnung der 
Landesregierung, die im entsprechenden Verkündungs-
blatt bekannt gemacht wird. Angesichts der Verkün-
dung der Verordnung im zuständigen Gesetz- und 
Verordnungsblatt des Landes ist u.  E. jeglicher über 
diese Verkündung hinausgehende Nachweis überfl üssig, 
da – anders als bei Satzungen der örtlichen Gemein-
den im Falle des § 22 Abs. 6 BauGB – erwartet werden 
kann und muss, dass dem Grundbuchamt Gesetze und 
Verordnungen nicht nur des Bundes, sondern auch des 
Landes bekannt sind. 

Zudem ist das von der Genehmigungspfl icht betrof-
fene Gebiet in der Rechtsverord nung selbst – ähnlich 
wie beispielsweise bei Erhaltungssatzungen i. S. v. § 172 
BauGB – eindeutig zu bestimmen. Der Geltungsbe-
reich kann dabei sowohl durch textliche Um schreibung 
in der Rechtsverordnung oder durch Bezugnahme auf 
eine zeichnerische Darstellung bezeichnet werden, die 
dann aber Bestandteil der Satzung sein muss (vgl. zu 
§ 172 BauGB nur Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
Krautzberger, §  172 Rn. 63). Durch diese genaue Be-
stimmung des Geltungsbereichs ist dem Grundbuch-
amt, ggf. (z. B. bei rein textlicher Beschreibung des 
Gebietes in der Verordnung) unter Hinzuziehung der 

Flurkarte ohne Weiteres ersichtlich, welche Grundstü-
cke der Genehmigungspfl icht unterfallen.

Ein Nachweis, dass das Grundstück nicht im Geltungs-
bereich einer entsprechenden Satzung liegt, ist dem-
entsprechend keinesfalls erforderlich. Der Nachweis 
des Nichtbestehens der Genehmigungspfl icht i. S. v. 
§  250 Abs. 5 S. 1 BauGB durch den Antragsteller 
kann sich dementsprechend allenfalls auf die Voraus-
setzungen in § 250 Abs. 1 BauGB beziehen, d. h. auf 
das Unterschreiten der Mindestanzahl der Wohnungen 
(S. 2) und das „Nichtbestehen“ des Gebäudes zum Zeit-
punkt der Aufteilung (S. 1).

Für die Mindestanzahl der Wohnungen wird ein ent-
sprechender Nachweis entbehrlich sein, denn diese ist 
dem Grundbuchamt ohne Weiteres aus den Eintra-
gungsunterlagen ersichtlich. Diesbezüglich off en – und 
einem separaten Gutachten vorbehalten – ist die Frage, 
ob es für die Mindestanzahl der Wohnungen auf die An-
zahl der Wohnungs- bzw. Teileigentumseinheiten an-
kommt oder auf die Anzahl der baulichen Wohnungen.

Für das „Nichtbestehen“ des Gebäudes wird man hin-
gegen allenfalls eine entsprechende Versicherung des 
Grundstückseigentümers verlangen können, denn hier-
bei handelt es sich um tatsächliche Gegebenheiten, die 
dem Grundbuchamt nicht in Form des § 29 GBO nach-
gewiesen werden können. Die Erklärung des Eigentü-
mers im Rahmen der Teilungserklärung ist somit wohl 
der einzig denkbare „Nachweis“ bzgl. der Frage, ob es 
sich um ein Bestandsgebäude handelt. Im Rahmen des 
Freibeweisverfahrens könnte sich das Grundbuchamt 
bspw. auch die Baugenehmigung für das Neubauvorha-
ben vorlegen lassen. Diese kann zwar allenfalls Indiz-
wirkung haben, sie kann jedoch zur Plausibilisierung 
der Erklärung des Eigentümers beitragen. In Betracht 
zu ziehen wäre allenfalls noch ein Negativattest der 
Gemeinde, dass es sich nicht um die Aufteilung eines 
Bestandsgebäudes handelt und damit keine Genehmi-
gungspfl icht besteht. Ein solches Negativattest sieht das 
Gesetz aber jedenfalls nicht ausdrücklich vor.

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Abruf-Gutachten.


